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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


a) zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
- Drucksache 13/218 Nr. 17 - 


Vorschlag für einen Beschluß des Rates über eine weitere Finanzhilfe für Algerien 
- KOM(94) 409 endg. - 

»Rats-Dok. Nr. 9954/94« 


b) zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
- Drucksache 13/343 Nr. 2.8 - 


Vorschlag für einen Beschluß des Rates über eine Finanzhilfe für die Ukraine 
- KOM(94) 487 endg. - 

»Rats-Dok. Nr. 10909/94« 


A. Problem 

Der Rat der Wirtschafts- und Finanzminister der Europäischen 
Union hat beschlossen, dem Mittelmeerland Algerien ein weiteres 
mittelfristiges Darlehen von bis zu 200 Mio. ECU und der Ukraine 
als einem Staat der ehemaligen Sowjetunion eine erste Finanz- 
hilfe von höchstens 85 Mio. ECU zu gewähren. 


B. Lösung 

Verabschiedung einer Beschlußempfehlung, in der die Bundes- 
regierung gebeten wird, bei der künftigen Ausgestaltung der EU- 
Finanzhilfen an Drittländer auf eine angemessene Ausgewogen- 
heit zwischen Hilfen für Mittelmeerländer und den Staaten Mit- 
tel- und Osteiu-opas zu achten. Dabei sollten europäische Länder, 
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insbesondere die, bei denen die Perspektive eines EU-Beitritts be- 
steht, grundsätzlich Vorrang haben. 

Angenommen mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und 
denen der Fraktion der SPD gegen die Stimme der Gruppe der 
PDS bei zwei Enthaltungen aus den Reihen der Fraktion der SPD 
und Abwesenheit der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 


C. AKernativen 

Keine 


D. Kosten 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Bundesregierung zu bitten, bei der künftigen Ausgestaltung 
von EU-Finanzhilfen an Drittländer auf eine angemessene Ausge- 
wogenheit zwischen Hilfen für Mittelmeerländer und den Staaten 
Mittel- und Osteuropas zu achten. Dabei sollten europäische Län- 
der, insbesondere die, bei denen die Perspektive eines EU-Bei- 
tritts besteht, grundsätzlich Vorrang haben. 


Bonn, den 8. März 1995 


Der Finanzausschuß 

Carl-Ludwig Thiele 
Vorsitzender 


Gisela Frick 
Berichterstatterin 


Volker Kröning 
Berichterstatter 


Dr. Jürgen Wamke 
Berichterstatter 
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EUROPÄISCHE UNION 
DER RAT 


Brüssel, den 10. Oktober 1994 (19.10) 

(OR. f) 


Interinstitutionelles Dossier 
Nr. 94/0218 (CNS) 


9954/94 

RESTREINT 

ECOFIN 129 

AL 4 


SCHREIBEN (ÜBERSETZUNG) 

der Europäischen Kommission, unterzeichnet von dem Mitglied Herrn Karel VAN MIERT 

vom 4. Oktober 1994 

an den Präsidenten des Rates der Europäischen Union, Herrn Dr. Klaus KINKEL 
Betr. : Vorschlag für einen Beschluß des Rates über eine weitere Finanzhilfe für Algerien 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

ich darf Ihnen einen Vorschlag für einen Beschluß des Rates über eine weitere Finanzhilfe für 
Algerien übermitteln. 

Der Vorschlag erfolgt aufgrund des vom algerischen Premierminister am 30. April 1 994 bei 
der Kommission eingereichten Antrags auf Gewährung einer weiteren Finanzhilfe im Rahmen 
des neuen Wirtschaftsprogramms 1994-1995 und des vom Rat "Wirtschafts- und Finanz- 
fragen" auf der Tagung vom 1 1. Juli 1994 gefaßten Grundsatzbeschlusses, diesen Antrag 
wohlwollend zu prüfen. 
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Da sich der Vorschlag auf Artikel 235 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemein- 
schaft stützt, ist das Europäische Parlament g^nzuhören. 

Der Rat müßte nach Eingang der Stellungnahme des Europäischen Parlaments möglichst rasch 
über den Vorschlag befinden. 

(Schlußformel) 


gez. Karel VAN MIERT 
Mitglied 


Anl.: Dok. KOM{94) 409 endg., 94/0218 (CNS) 
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KOMVIISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

K0M(94) 409 endg. 

Brüssel, den 04. 10.1994 

94/0218 (CNS) 


Vorschlag für einen Beschluß des Rates 
über eine weitere Finanzhilfe für Algerien 


(von der Kommission vorgelegt) 
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Begründung 

Antrag Algeriens auf eine Finanzhilfe der Gemeinschaft 

Algerien erhielt erstmals 1991 eine Finanzhilfe der Gemeinschaft im Rahmen eines 
weitreichenden Wirtschaftsstabilisierungs- und Reformprogramms, das durch eine 
Bereitschaftskreditvereinbarung mit dem IWF abgestützt wurde. Der Rat genehmigte 
im September 1991 ein ergänzendes Zahlungsbilanzdarlehen der Gemeinschaft im 
Umfang von 400 Mio. ECU; der erste Teilbetrag von 250 Mio. ECU wurde im Januar 
1992 ausgezahlt. Da die Wirtschaftsergebnisse des ersten Quartals 1992 den 
Programmkriterien nicht entsprachen, wurde sowohl die finanzielle Unterstützung des 
IWF als auch die Finanzhilfe der Gemeinschaft vorläufig ausgesetzt und die 
Auszahlung des zweiten Teilbetrags (150 Mio. ECU) des Gemeinschaftsdarlehens 
zurückgestellt. 

Anfang April 1994 verständigten sich die algerischen Behörden mit dem IWF über ein 
neues Wirtschaftsstabilisierungs- und Reformprogramm für die Zeit vom April 1994 
bis März 1995. Die Absichtserklärung der algerischen Behörden und eine finanzielle 
Unterstützung für das Programm im Umfang von 1 Mrd. USD wurden vom IWF- 
Exekutivdirektorium am 27. Mai gebilligt. 

Am 30. April beantragte der algerische Premierminister bei der Gemeinschaft eine 
weitere Finanzhilfe im Rahmen des neuen Wirtschaftsprogramms für 1994-95. Der 
Antrag umfaßte die Freigabe der noch verbleibenden zweiten Tranche von 150 Mio. 
ECU aus dem 1991 gewährten Darlehen sowie eine neue Gemeinschaftshilfe. 

Die Kommission hielt es daraufhin für angezeigt, die Finanzhilfe der Gemeinschaft für 
Algerien zu reaktivieren und unterrichtete den Rat von ihrer Absicht, die verbleibende 
zweite Tranche von 150 Mio. ECU freizugeben und ein weiteres 
Zahlungsbilanzdarlehen von 200 Mio. ECU vorzuschlagen, sobald das IWF- 
Exekutivdirektorium das neue makroökonomische Programm Algeriens angenommen 
habe. Am 16. Mai stimmte der Rat diesem Konzept zu und erklärte, er werde den 
Vorschlag der Kommission auf der Grundlage einer zufriedenstellenden Umsetzung des 
mit dem IWF vereinbarten makroökonomischen Programms Algeriens wohlwollend 
prüfen. 

Das IWF-Exekutivdirektorium billigte das neue Programm am 27. Mai 1994, und 
daraufhin wurde die restliche Tranche von 150 Mio. ECU im August 1994 ausgezahlt 
und der vorliegende Vorschlag im Anschluß an den Grundsatzbeschluß des Rates 
vorgelegt. 

Wirtschaftsentwicklung 1992-93 

Die Wirtschaftssituation Algeriens hat sich rapide verschlechtert, seit die Regierung 
Anfang 1992 die Ziele des Wirtschaftsprogramms von 1991-92 aufgegeben hat. 1992 
war ein mäßiges BIP-Wachstum von 2,2 % zu verzeichnen, das hauptsächlich guten 
Ernten zu verdanken war, doch sank es 1993 auf -1,8 % ab. Die Inflation erreichte 
1992 fast 32 % und lag 1993 immer noch bei etwa 20 %, obgleich die Löhne im 
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Öffentlichen Sektor eingefroren wurden und die Preise nach wie vor kontrolliert 
werden. 

Da die Regierung an einem administrierten Wechselkurssystem festhielt, wertete sich 
der reale Wechselkurs des Dinar 1992 um 14 % und 1993 um 25 % auf. Ende 1992 
wurden strenge Einfuhrkontrollen und Devisenzuteilungen eingeführt, so daß die 
Einfuhren von 9 Mrd. USD 1992 auf 7,8 Mrd. USD 1993 zurückgingen. 

Infolge dieser Maßnahmen wurden die Bedingungen für die Verbraucher immer härter, 
und die Kapazitätsauslastung sank, da Ersatzteile, Investitionsgüter, Baumaterial und 
sonstige Einfuhrgüter für die Produktion nicht in ausreichender Menge zur Verfügung 
standen. Die sozialen und politischen Unruhen nahmen zu, und die Sicherheitslage 
wurde vor dem Hintergrund einer hohen Arbeitslosigkeit (über 20 %) und eines aktuten 
Wohnraummangels immer prekärer. 

Das Haushaltsdefizit stieg von 1,3 % des BIP im Januar 1992 auf 9,2 % im Jahr 1993 
an. Die Gesamteinnahmen des Zentralstaates gingen vor allem wegen der sinkenden 
Erdöl- und Erdgaseinnahmen zurück (die 1992 nahezu zwei Drittel der gesamten 
Staatseinnahmen ausmachten), und die Gesamtausgaben schwollen stark an, da die 
Regierung versuchte, die sozialen Unruhen einzudämmen. 

Gegen Ende des Jahres 1993 wurde die algerische Zahlungsbilanzsituation wegen des 
starken Rückgangs der Ölpreise unhaltbar. Bis zum Jahresende waren die 
Kohlenwasserstoffausfuhren, auf die nahezu die gesamten Exporterlöse entfallen, auf 
9,9 Mrd. USD gegenüber 11 Mrd. USD 1992 geschrumpft. Gleichzeitig erreichten die 
Zahlungen zur Bedienung der Auslandsschuld 9,4 Mrd. USD. Da die Ausfuhrerlöse 
niedriger waren als die Belastungen durch die Auslandsschuld, entstanden bei der 
Bedienung der Auslandsschuld Zahlungsrückstände, die sich im März 1994 auf 500 
Mio. USD beliefen. Eine Umschuldung der algerischen Auslandsschulden wurde somit 
unumgänglich. 

Das Wirtschaftsprogramm der Regierung für 1994-45 

Anfang April 1994 verständigte sich die algerische Regierung mit dem IWF über ein 
Wirtschaftsprogramm für 1994-95. Das Programm soll den Übergang zur 
Marktwirtschaft beschleunigen, um das Wachstum wiederherzustellen und die 
Auslandsschuldenlast zu verringern. Es umfaßt folgende Punkte: 

Beseitigung mengenmäßiger Handelsbeschränkungen und Liberalisierung der 
Einfuhren 

Koppelung des Dinar an einen Währungskorb während der ersten sechs 
Programmonate und Einführung eines markträumenden Wechselkurssystems bis 
Ende September 1994 
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Erhöhung der Preise für subventionierte Güter und weitere Liberalisierung der 
Inlandspreise 

Überprüfung des Sozialversicherungssystems mit einer monatlichen Zulage für 
Teilnehmer an öffentlichen Infrastrukturprojekten 


steuerliche Maßnahmen zum Abbau des Staatsdefizits von 9,2 % des BIP 1993 
auf 3,3 % 1994 

eine straffere Kreditpolitik und eine allgemeine Heraufsetzung verschiedener 
Refmanzierungssätze der Bank von Algerien sowie der Bankzinsen auf ein 
positives Realniveau 

zügigere Reform der öffentlichen Unternehmen und des Bankensektors 

Überprüfung der Mieten für Sozialwohnungen und weitere Strukturreformen im 
Wohnungswesen. 

Bestimmte vorrangige Maßnahmen, die in dem Programm vorgesehen waren, wurden 
im Januar und April 1994 durchgeführt. Dazu gehören eine wesentliche Aufwertung 
der Landeswährung (von 25 auf 36 Dinar/USD) erhebliche Preiserhöhungen für Erdöl 
und Grundnahrungsmittel zur Reduzierung der Subventionen, Heraufsetzung der Soll- 
und Habenzinsen sowie der Refinanzierungssätze der Zentralbank sowie ein erstes 
Maßnahmenbündel zur Liberalisierung der Inlandspreise und des Einfuhrsystems. Diese 
Maßnahmen entsprechen den Erfolgskriterien bezüglich der Strukturreformen, von 
denen die Freigabe der zweiten Tranche des Zahlungsbilanzdarlehens der Gemeinschaft 
aus dem Jahre 1991 abhängig gemacht worden war. 

Das neue Programm läßt Raum für eine Steigerung der Einfuhren um mehr als 20 %, 
die notwendig ist, um die Industrie mit lebenswichtigen Ersatzteilen, Investitionsgütern 
und sonstigen Vorprodukten zu versorgen, deren Fehlen das Wirtschaftswachstum im 
Zeitraum 1992-93 behindert hat. Diese Einfuhrsteigerung dürfte mit einer Belebung des 
Wirtschaftswachtstums auf 3 % im Jahr 1994 und 6,2 % im Jahr 1995 gegenüber - 
1,8 % im Jahr 1993 in Einklang zu bringen sein. 

Auf mittlere Sicht dürften sich die Außenfmanzen ab 1995-96 verbessern, wenn 
zusätzliche Kohlenwasserstofförder- und Transportkapazitäten ihren Betrieb aufnehmen 
werden. Die daraus resultierende Zunahme der Einfuhrkapazität und der 
Steuereinnahmen wird auch die Tätigkeit im Wohnungsbau, in der Landwirtschaft und 
in der Industrie anregen. 
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Außenwirtschaftliche Aussichten und Finanzierungsbedarf 

Man erwartet, daß sich die Leistungsbilanz während des Programmzeitraums von 
einem Überschuß von 1 Mrd. USD im Jahre 1993 auf ein Defizit von 2,2 Mrd. USD 
im Jahre 1994 verschlechtern wird. Die* Ausfuhrerlöse dürften von 10,3 Mrd. USD 
1993 auf 8,9 Mrd. USD 1994 weiter zurückgehen; außerdem wird ein beträchtlicher 
Anstieg der dringend benötigten Verbrauchsgütereinfuhren und Vorprodukte für die 
Industrie von 7,8 Mrd. USD 1993 auf rund 9,4 Mrd. USD im Jahre 1994 
einkalkuliert. Sämtlichen Projektionen liegt ein Ölpreis von 15 USD/Barrel während 
der Gesamtdauer des Programms zugrunde. 

Die Auslandsfinanzierungslücke vor Umschuldungsaktionen und einschließlich der 
Zahlungsrückstände im Zusammenhang mit der Auslandsschuld wird für die Zeit von 
Mai 1994 bis April 1995 auf etwa 6,9 Mrd. USD geschätzt. Bis 1998 würde sie nur 
schrittweise auf Null zurückgehen. 

Im Juni 1994 erreichte Algerien im Pariser Club eine Vereinbarung über die 
Umschuldung seiner offiziellen Schulden. Die Gläubiger im Pariser Club stimmten 
einer Umschuldung des Schuldendienstes einschließlich der Zahlungsrückstände 
während der Konsolidierungsperiode zu; die Schulden müssen innerhalb von 15 Jahren 
bei vier tilgungsfreien Jahren zurückgezahlt werden. Maßgeblich ist der Stand vom 
September 1993. Dank dieser Umschuldungsaktion dürfte sich die Finanzierungslücke 
während der Dauer des Programms um etwa 4,9 Mrd. USD verringern. Algerien hat 
auch Verhandlungen mit seinen Geschäftsbankgläubigern über eine ähnliche 
Umschuldungsaktion aufgenommen. 

Die restliche Finanzierungslücke nach der Umschuldungsaktion wird während des 
Programmzeitraums auf etwa 2 Mrd. USD geschätzt. Die am 27. Mai 1994 bewilligte 
finanzielle Unterstützung des IWF beläuft sich auf etwa 1 Mrd. USD; sie setzt sich aus 
einem Bereitschaftskredit (457,2 Mio. SZR) und einer Fazilität zur Kompensierung von 
Exporterlösausfällen und erwarteten externen Störungen (274,32 Mio. SZR) 
zusammen. 

Die von der Weltbank erwartete finanzielle Unterstützung würde sich während der 
Dauer des Programms auf etwa 435 Mio. USD belaufen. Sie umfaßt die Freigabe der 
zweiten Tranche des Anpassungsdarlehens für den Finanz- und Unternehmenssektor 
(FESAL) in Höhe von. 175 Mio. USD, die Auszahlung von rund 60 Mio. USD aus 
dem bereits gewährten Wohnungsbaudarlehen und ein neues 
Strukturanpassungsdarlehen in Höhe von etwa 200 Mio. USD. Es wird erwartet, daß 
sich auch Japan mit etwa 150 Mio. USD an der Fi nanz ierung der zweiten Tranche des 
FESAL beteiligt; verschiedene andere Geber könnten etwa 100 Mio. USD bereitstellen 
(Arabischer Währungsfonds, Afrikanische Entwicklungsbank, Islamische 
Entwicklungsbank), so daß noch eine Finanzierungslücke von etwa 400 Mio. USD 
verbliebe. 
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Die gesamte Finanzhilfe der Gemeinschaft während der Dauer des Programms würde 
sich auf maximal 350 Mio. ECU (420 Mio. USD) belaufen und aus der im August 
1994 freigegebenen zweiten Tranche von 150 Mio. ECU sowie der in dem 
vorliegenden Vorschlag vorgesehenen neuen Darlehensfazilität von 200 Mio. ECU 
bestehen. 

Die algerischen Behörden haben bereits ihre Absicht bekanntgegeben, Anfang 1995 
Verhandlungen mit dem IWF über ein anschließendes ' dreijähriges 
Wirtschaftsprogramm aufzunehmen, das durch eine Erweiterte Fonds-Fazilität 
unterstützt werden soll. Die Finanzprojektionen des IWF zeigen, daß Algerien 
wahrscheinlich bis Ende 1997 auf weitere Auslandsfinanzierungen und 
Umschuldungsaktionen angewiesen sein wird. 

Hauptmerkmale des Darlehens 

Die Kommission schlägt vor, daß die Gemeinschaft Algerien ein weiteres 
Zahlungsbilanzdarlehen von maximal 200 Mio. ECU mit einer Laufzeit von höchstens 
sieben Jahren gewährt. 


Die Hilfe würde ergänzend zu den Mitteln gewährt, die vom IWF und der Weltbank 
aufgebracht werden und in zwei Teilbeträgen unter der Voraussetzung ausgezahlt, daß 
das mit dem IWF vereinbarte makroökonomische Programm Algeriens einen 
zufriedenstellenden Verlauf nimmt und daß bei den Strukturreforraen . Fortschritte 
erzielt werden; dazu gehört auch die Erfüllung einer Reihe von Erfolgskriterien. 

Wie bei vergleichbaren Operationen zugunsten von Drittländern würde die 
Gemeinschaft die Mittel durch Anleihen am Markt mit einer Garantie aus dem 
Gemeinschaftshaushalt aufbringen, die dann als Darlehen der Gemeinschaft an Algerien 
weitergereicht würden. Die Anleihe- und Darlehenstransaktionen wären vollkommen 
erfolgsneutral und ohne jedes kommerzielle Risiko für die Gemeinschaft. 

Unter der Voraussetzung, daß der Garantiefonds noch vor Jahresende errichtet wird, 
würde ein Beschluß zur Gewährung eines Darlehens von bis zu 200 Mio. ECU an 
Algerien haushaltsmäßig die Einstellung einer Reserve von 28 Mio. ECU in den Fonds 
notwendig machen. 
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der Hilfe, die durch Umschuldungsaktionen, Finanzierungen des IWF und der Weltbank 
sowie finanzielle Unterstützung anderer Geber aufgebracht werden könnte, ist während 
des Programmzeitraums noch eine Finanzierungslücke von rund 400 Mio. USD zu 
schließen. 

Im Rahmen dieses Programms hat die Kommission den restlichen Teilbetrag von 
150 Mio. ECU aus dem mit Ratsbeschluß 91/510/EWG gewährten Darlehen freigegeben; 
die Gewährung eines weiteren Darlehens der Europäischen Gemeinschaft an Algerien ist 
eine angemessene Maßnahme zur Stützung der Zahlungsbilanz des Landes und Förderung 
der mit den Reformanstrengungen der Regierung verfolgten politischen Ziele. 

Das Gemeinschaftsdarlehen sollte von der Kommission verwaltet werden. 

Der Vertrag sieht nur in Artikel 235 Befugnisse für den Erlaß dieses Beschlusses vor - 

BESCHLIESST; 


Artikel 1 

1 . Die Gemeinschaft gewährt Algerien eine mittelftistige Darlehensfazilität mit einem 
Kapitalhöchstbetrag von 200 Mio. ECU und einer Lauftieit von bis zu sieben 
Jahren, um eine tragbare Zahlungsbilanzsituation sicherzustellen und die 
Reserveposition des Landes zu stärken. 

2. Zu diesem Zweck wird die Kommission ermächtigt, im Namen der Europäischen 
Gemeinschaft die erforderlichen Mittel aufzunehmen, die Algerien als Darlehen zur 
Verfügung gestellt werden. 

3. Die Kommission verwaltet das Darlehen in enger Absprache mit dem 
Währungsausschuß und in Einklang mit etwaigen Vereinbarungen zwischen dem 
IWF und Algerien. 


Artikel 2 

1. Die Kommission wird ermächtigt, mit den algerischen Behörden nach Anhörung 
des Währungsausschusses die wirtschaftspolitischen Auflagen auszuhandeln, an 
die das Darlehen geknüpft ist. Diese Auflagen müssen mit den in Artikel 1 
Absatz 3 genaiuiten Vereinbarungen in Einklang stehen. 

2. Die Kommission überprüft in regelmäßigen Abständen in Zusammenarbeit mit dem 
Währungsausschuß und in enger Koordinierung mit dem IWF die 
Übereinstimmung der algerischen Wirtschaftspolitik mit den Darlehenszielen und 
die Einhaltung der Deirlehensbedingungen. 
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Artikel 3 

1. Das Darlehen wird Algerien in zwei Teilbeträgen zur Verfügung gestellt. 
Vorbehaltlich der Bestimmungen von Artikel 2 Absatz 1 wird der erste Teilbetrag 
bereitgestellt, sobald bei der von Algerien beantragten 
Bereitschaftskreditvereinbarung mit dem IWF zufnedenstellende Fortschritte 
erzielt worden sind. 

2. Der zweite Teilbetrag wird vorbehaltlich der Bestimmungen von Artikel 2 
Absatz 2 frühestens ein Quartal nach Freigabe des ersten Teilbetrages 
bereitgestellt. 

3 . Die Mittel werden an die Bank von Algerien ausgezahlt. 

Artikel 4 

1. Die in Artikel 1 genannten Anleihe- und Darlehenstransaktionen werden mit der 
gleichen Wertstellung abgewickelt und dürfen für die Gemeinschaft weder eine 
Änderung der Fristen noch ein Wechsel- oder Zinsrisiko noch sonstige 
kommerzielle Risiken mit sich bringen. 

2. Auf Verlangen Algeriens trägt die Kommission dafür Sorge, daß eine Klausel über 
vorzeitige Rückzahlung in die Darlehensbedihgungen aufgenommen und 
gegebenenfalls ausgeführt wird. 

3. Auf Ersuchen Algeriens kann die Kommission, wenn die Umstände eine 
Verbesserung des Darlehenszinssatzes gestatten, ihre ursprünglichen Anleihen 
ganz oder teilweise refinanzieren oder die entsprechenden finanziellen 
Bedingungen neu festsetzen. Refinanzierungen oder Neufestsetzungen erfolgen 
nach Maßgabe von Absatz 1 und dürfen weder zur Verlängerung der 
durchschnittlichen Laufzeit der betreffenden Anleihen noch zur Erhöhung des zum 
jeweiligen Wechselkurs ausgedrückten, zum Zeitpunkt dieser Transaktion noch 
geschuldeten Kapitalbetrags führen. 

4. Alle Kosten, die der Gemeinschaft durch den Abschluß und die Durchführung der 
in diesem Beschluß vorgesehenen Transaktion entstehen, gehen zu Lasten 
Algeriens. 

5. Der Währungsausschuß wird mindestens einmal jährlich über die Abv^cklung der 
in den Absätzen 2 und 3 genannten Transaktionen unterrichtet. 
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Artikel 5 

Die Kommission erstattet dem Europäischen Parlament und dem Rat mindestens einmal 
jährlich Bericht über die Durchführung dieses Beschlusses und gibt eine Bewertung ab. 

Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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FINANZBOGEN 


1. Haushaltslinie 

Artikel (...) Garantie für ein Darlehen an Algerien (durch einen Berichtigungs- und 
Nachtragshaushalt zu schaffen). 

2. Bezug (Rechtsgrundlage) 

Artikel 235 des Vertrags 

3. Einstufung der Ausgaben 
Obligatorisch 

4. Beschreibung und Begründung der Maßnahme 

a) Beschreibung der Maßnahme 

Durch den Haushaltsvermerk wird die Haushaltsgarantie für das 
Gemeinschaftsdarlehen an Algerien abgedeckt, das zur Stützung der 
Zahlungsbilanz des Landes und zur Stärkung seiner Reserveposition dienen 
soll. 

b) Begründung der Maßnahme 

Die Tragfähigkeit der algerischen Zahlungsbilanz hängt in hohem Maße 
von externen Finanzhilfen aus offiziellen Quellen ab. 

5. Art der Ausgaben und Berechnungsweise 

a) Art der Ausgaben 

Garantie für ein Gemeinschaftsdarlehen an Algerien 

b) B erechnu ngswei se 

Es wird ein Vermerk z.E. vorgeschlagen, da sich Umfang und Zeitpunkt 
eines etwaigen Rückgriffs auf diese Haushaltslinie nicht im voraus 
bestimmen lassen und da erwartet wird, daß die Haushaltsgartintie nicht in 
Anspruch genommen wird. 

6 . Auswirkungen der Maßnahme auf die Interventionsmittel 
Nur im Falle einer effektiven Inanspruchnahme der Garantie 

7. Finanzierung der Interventionsausgaben 

Ausstattung der Haushaltslinie durch Übertragung, Wiederverwendung 
zurückgezahlter Beträge (Artikel 27 Absatz 3 der Haushaltsordnung von 
1977) oder durch einen Berichtigungs- und/oder Nachtragshaushalt. 

Um ihre Verpflichtungen zu erfüllen, kann die Kommission den 
Schuldendienst vorläufig aus Kassenmitteln leisten. In diesem Fall findet 
Artikel 12 der Ratsverordnung (EWG, Euratom) Nr. 1552/89 vom 
29.5.1989 Anwendung. 
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ANHANG 

FÜR DIE RÜCKSTELLUNGEN IM GARANTIEFONDS IM JAHR 1994 
BENÖTIGTE HAUSHALTSMITTEL UND RECHNERISCHE MARGE IM 
RAHMEN DER GARANTIERESERVE (IN MILLIONEN ECU) 


Maßnahme Berechnungsgrundlage 

I 


Proiekteebundene Hilfe 


EIB/KEG 

765 

Em/MED 

100* 

EIB/Entwicklungsländer LA 

500^* 

EURATOM 

150 

Finanzhilfen 


Republik Moldau 

45 

Bulgarien 

40* 

Rumänien 

125 

Algerien 

200* 

Slowakische Republik 

130* 


Rückstellungen Reservemarye 
im Garantiefonds^ 



318* 

107 

211 

14 

197 

70 

127 

21 

106 


6 

100 

6 

94 

18 

76 

28 

48 

18 

30 


Nach den im Gemeinsamen Standpunkt des Rates vom 13. September 1993 vereinbarten 
Rückstell ungsregel n 

Reservebetrag für 1994 nach der finanziellen Vorausschau 

Einschließlich Beträge der geschätzten Auszahlungen von 1993 und der Hilfsmaßnahmen fiir 
Zypern und Malta 

Einschließlich Beträge der geschätzten Auszahlungen von 1993 

Kommissionsvorschlag zur Aufstockung des 1992 beschlossenen Hilfsbetrages (110 Mio. ECU) 
Kommissionsvorschlag 
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EUROPÄISCHE UNION 
DER RAT 


Brüssel, den 14. November 1994 (30.11) 

(OR. f) 


Interinstitutionelles Dossier 
Nr. 94/0256 (CNS) 


10909/94 


RESTREINT 


ECOFIN 152 

NIS 144 


SCHREIBEN (ÜBERSETZUNG) 

der Europäischen Kommission, unterzeichnet von dem Vizepräsidenten 
Herrn Henning CHRISTOPHERSEN 

vom 7. November 1994 

an den Präsidenten des Rates der Europäischen Union, Herrn Dr. Klaus KINKEL 
Betr. : Vorschlag für einen Beschluß des Rates über eine Finanzhilfe für die Ukraine 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

ich darf Ihnen einen Vorschlag für einen Beschluß des Rates über eine Finanzhilfe für die 
Ukraine übermitteln. 

Dieser Vorschlag erfolgt aufgrund der Aufforderung des Europäischen Rates (Tagung in 
Korfu), des Rates "Allgemeine Angelegenheiten" und des Rates "ECOFIN" von Anfang 
Oktober 1994 sowie auf Antrag der Regierung der Ukraine auf Gewährung einer dringenden 
Finanzhilfe der Gemeinschaft für die Ukraine. Mit dieser Zahlungsbilanzhilfe sollen vor allem 
die Durchführung von Wirtschaftsreformen, die sich auf die Marktmechanismen stützen, und 
die Annahme international anerkannter Sicherheitsnormen durch die Ukraine gefördert 
werden. 
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Da sich dieser Vorschlag auf Artikel 235 des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft stützt, muß das Europäische Parlament gehört werden. 


Der Rat müßte so rasch wie möglich über diesen Vorschlag befinden, sobald das Europäische 
Parlament seine Stellungnahme abgegeben hat. 


(Schlußformel) 


gez. Henning CHRISTOPHERSEN 
Vizepräsident 


Anl. : Dok. KOM(94) 487 endg. 
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KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

K0M(94) 487 endg. 

Brüssel, den 04. 11.1994 

94/0256 (CNS) 


Vorschlag für einen 
Beschluß des Rates 
Ober eine Finanzhilfe für die 
Ukraine 


(von der Kommission vorgelegt) 
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BEGRÜNDUNG 


Antrag der Ukraine auf eine Finanzhilfe der Gemeinschaft 

Auf der Tagung des Europäischen Rats vom Juni 1994 in Korfu wurde der Rat 
aufgefordert, die Formulierung einer Gesamtpolitik gegenüber der Ukraine fortzusetzen; 
dabei sollte die gesamte Palette der Gemeinschaftsinstrumente genutzt werden, um u. a. 
die Vollendung marktorientierter Wirtschaftsreformen und die Annahme international 
akzeptierter Normen nuklearer Sicherheit durch die Ukraine zu fördern. Der Europäische 
Rat hob außerdem hervor, daß die EU bereit ist, im Rahmen einer G7-Initiative einen 
Plan für die nukleare Sicherheit der Ukraine mit 400 Mio. ECU in Form von 
EURATOM-Anleihen und 100 Mio. ECU über einen Dreijahreszeitraum im Rahmen des 
TACIS-Programms zu unterstützen. Dieses Konzept wurde auf dem G7-Gipfel vom Juli 
in Neapel bestätigt. 

Anfang Oktober wurde im Rat "Allgemeine Angelegenheiten" eine Einigung über ein 
Strategiepapier für die Ukraine erzielt, in dem nochmals unterstrichen wurde, daß - 
zusammen mit anderen Geberländem - auf die ukrainischen Behörden dahingehend 
eingewirkt werden muß, daß sie ein umfassendes Stabilisierungs- und Reformprogreunm 
in Übereinstimmung mit dem IWF ausarbeiten und durchführen und den 
EU/G7- Aktionsplan zur Stillegung des Kernkraftwerks von Tschernobyl fortsetzen. 

Am 14. Oktober 1994 ersuchte der neue Präsident der Ukraine, Kutschma, die 
Kommission um eine dringende Finanzhilfe der Gemeinschaft. Der Antrag wurde im 
Zusammenhang mit einem umfassenden makroökonomischen Stabilisierungs- und 
Reformprogramm gestellt, über das sich die ukrainischen Behörden mit dem 
Internationalen Währungsfonds verständigt hatten. Dic.scs Programm soll bereits 1994 
durch eine Systemübergangsfazilität (STF) und 1995 durch eine 
Bereitschaftskreditvereinbarung unterstützt werden, die noch ausgehandelt werden muß. 
Zahlungsbilanzhilfen und Anpassungsdarlehen werden auch von der Weltbank erwartet, 
um kritische Einfuhren zu finanzieren und eine neue energiewirtschaftliche Strategie zu 
unterstützen. Trotz subst 2 intieller Beiträge der internationalen Finanzinstitutionen und einer 
Umschuldung der bisherigen Zahlungsrückstände gegenüber Rußland und Turkmenistan 
bleibt jedoch noch eine erhebliche restliche Finanzierungslücke, die durch offizielle Hilfen 
geschlossen werden muß, um die Tragfähigkeit des IWF-Programms zu gewährleisten. 

Am 10. Oktober erklärte der Rat "Wirtschafts- und Finanzfragen" in Anerkennung der 
politischen Bedeutung einer rechtzeitigen Unterstützung des sich anbahnenden 
Reformprozesses in der Ukraine, daß er eine an bestimmte Bedingungen geknüpfte 
Finanzhilfe der Gemeinschaft an die Ukraine in Erwägung ziehen würde. 

Auf einer von IWF und Weltbank am 18. Oktober in Washington anberaumten Tagung 
der polcnlicllcn Geber gab die Kommission ihre Absicht bekannt, eine l'inan/.lnUc der 
Gemeinschaft für die Ukraine vorzuschlagen. Im Verlauf dieser Tagung bestätigten 
Rußland und Turkmenistan ihre Unterstützung in Form einer Umschuldung für 
Zahlungsrückstände (rund 350 Mio. USD im Jahr 1994). Die Vereinigten Staaten sagten 
eine Zahlungsbilanzhilfe in Höhe von 70 bis 100 Mio. USD zu (größtenteils in Form von 
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Zuschüssen) und erklärten außerdem, sie seien zu einer weiteren Finanzhilfe als Beitrag 
zur Deckung der Finanzierungslückc von 1995 bereit. Man erwartet, daß der US-Beitrag 
ungefähr ein Fünftel der Mittel ausmachen wird, die benötigt werden, um den restlichen 
Bedarf der Ukraine an FinanzJiilfen aus dem Ausland in den fünfzehn Monaten zu 
decken, die durch das kombinierte STF/SBA-Programm abgedeckt sind. Auch Kanada gab 
deutliche Zusicherungen; Japan äußerte, daß es die ukrainischen Reformanstrengungen 
unterstütze, konnte vorläufig jedoch noch keine bestimmten Beträge Zusagen. 

Auf der Grundlage der finanziellen Zusicherungen, die während der Geber- 
Zusammenkunft gegeben wurden, und unter Berücksichtigung der Schritte, die die 
ukrainischen Behörden gleich zu Beginn des Programms unternommen haben, sah sich 
das IWF-Exekutivdirektorium am 26. Oktober in der Lage, die erste Tranche der STF 
(365 Mio. USD) zu genehmigen. In Abhängigkeit von weiteren Fortschritten bei der 
Stabilisierung und Reformierung der Wirl.schaft erwartet man, daß die zweite, gleich holie 
l'ranche der S'FF im Laufe des Jahres 1995 zu.sammen mit den Milteln aiisgezahll wird, 
die im Rahmen einer zur Zeit zur Verhandlung anstehenden 
Bereitschaftskreditvereinbeirung zur Verfügimg stehen würden. 

Das Wirtschaftsprogramm der Ukraine 

Die schon bei Erreichung der Unabhängigkeit schwierige gesamtwirtschaftliche Lage der 
Ukraine hat sich in den Jahren 1990-93 ständig verschlechtert, was seinen Grund 
hauptsächlich darin hatte, daß es an einem ausreichenden politischen Rückhalt für eine 
Strategie fehlte, die den Zerfall der Wirtschaftsstrukturen und wirtschaftlichen Bindungen 
mit der früheren Sowjetunion hätte aufhalten können. Das reale BIP schrumpfte um 
ungefähr 35 %, bis Ende 1993 herrschte vorwiegend eine Hyperinflation, und die ernsten 
Zahlungsbilanzprobleme hielten an, zum großem Teil deswegen, weil die Preise für die 
aus Rußland und Turkmenistan eingeführte Energie sich allmählich dem Weltmarktniveau 
annäherten. Während des gesamten Zeitraums führte der generelle Mangel an Vertrauen 
in die heimi.sche Währung zu einer Demoneti.sierung der Wirtschaft .sowie zu einer 
inkohärenten Devisenpolitik und inkohärenten devi.senrechtlichcn Bestimmungen. 

Nach der Wahl von Kutschma zum neuen Präsidenten der Ukraine gelangten Regierung 
und Nationalbank der Ukraine zu einer Vereinbarung mit dem IWF über ein umfassendes 
gesamtwirtschaftliches Stabilisierungs- und Reformprogramm. 

Verschiedene Maßnahmen wurden bereits in Übereinstimmung mit diesem Programm 
durchgeführt. Zur Liberalisierung der Wirtschaft ist die Rolle der Regierung bei der 
Preisbildung eingeschränkt worden. So wurden insbesondere die Subventionen für Kohle 
und Strom für gewerbliche Zwecke gekürzt. Die Regierung hat sich verpflichtet, den 
entsprechenden Kostenanstieg bei Einfuhrenergie voll auf die Nutzer in Industrie und 
Landwirtschaft überzuwälzen. Darüber hinaus wurden verschiedene Ausfuhrkontrollen 
abgeschafft. Schließlich wurde auch der Interbankenmarkt für Devisenauktionen wieder 
eröffnet, und der offizielle Umtauschkurs der Regierung für die Ablieferung von Devisen 
wurde aufgehoben. 
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Im Zusammenhang mit der Stabilisierung haben sich Regierung und Zentralbank auf eine 
Geld- und Finanzpolitik verpflichtet, die die Inflation, die im Laufe des .lahres 1993 
lO. ()()() % iibcrschritlcn halle und selbst nach einem wesentlichen Rückgang im ersten 
Halbjahr I994 immer noch hoch ist, auf üauer senken soll. Das Programm sieht 
außerdem eine Senkung der Haushaltsausgaben, vor allem für Kohlesubventionen und die 
Unterstützung der Landwirtschaft, vor. Im Zusammenhang damit wurde ein revidierter 
I laushalLsenlwurf für 1994 im Parlament eingebracht. Für I995 plant die Regierung, das 
Haushaltsdeflzit in Relation zum BIP um mindestens die Hälfte zurückzuführen. 

Was die Strukturreformen anlangt, so hat die Regierung bereits einen Aktionsplan zur 
Beseitigung der rechtlichen Hindernisse gebilligt, die Unternehmen und Privaten den 
Erwerb und die Übertragung von Grundeigentum unmöglich machen. Sie hat auch 
zugesagt, den Privatisierungsprozeß zu beschleunigen, die weiter im Staatsbesitz 
verbleibenden Unternehmen strenger zu kontrollieren und sich dem Problem der 
mißbräuchlichen Ausnutzung von Monopolstellungen zu 2 mwenden. Darüber hinaus hat 
sich die Regierung verpflichtet, das Problem der notleidenden Bankkredite in Angriff zu 
nehmen und die Beaufsichtigung und Regulierung der Banken im Jahr 1995 zu 
verstärken. 

Die Reform- und Stabil isicrungsanstrengungen in der Ukraine sollten im Rahmen der 
IWF-Bereitschaftskreditvereinbamng für 1995 weiter verstärkt werden. 

Außenwirtschaftliche Aussichten und Finanzbedarf 

Nachdem sich die Energiepreise seit 1992 auf das Niveau der Weltmarktpreise 
zubewegen, erlebte die Ukraine sowohl 1992 als auch 1993 ernste Scliocks bei ihren 
Terms of Trade. Da die Produktion in der Ukraine stark energieabhängig ist, war das 
Leind gezwungen, das Volumen seiner Einfuhren von Energie and anderen Erzeugnissen 
zu reduzieren, was den wirtschaftlichen Niedergang noch verstärkte. Das 
Leistungsbilanzdefizit erhöhte sich 1993 auf 1 Mrd. USD. Da weiterhin Kapitalabflüsse 
zu verzeichnen sind, wurde dies durch eine Umschuldungsvereinbarung, hauptsächlich mit 
Rußland ermöglicht. 

Die Leistungsbilanz hat sich 1 994 weiter verschlechtert, und das Defizit wurde auf 1 ,8 
Mrd. USD geschätzt, während sich gleichzeitig die Zahlungsrückstände gegenüber dem 
Ausland zur Finanzierung der Zahlungsbilanz während der ersten drei Quartale 
kumulierten. Der IWF erwartet für das vierte Quartal 1994 eine verbleibende 
Finanzierungslücke von 600 USD unter Berücksichtigung der Beiträge des IWF (erste 
STF-Tranche in Höhe von 365 Mio. USD). Berücksichtigt man außerdem die 
I Im.seluildung der ZaliUmgsrück.släiKlc (riiiul 350 Mio. USD), zu der sich Rußland und 
l'urkmenistan verplliehlet haben, dann vermindert sieh die re.stliehe I.üeke auf 255 Mio. 
USD. 

Wenn diese Lücke nicht geschlossen werden kann, würde die Fähigkeit der Ukraine zur 
Sicherung einer stabilen Energieversorgung und zur Erfüllung seiner finEmziellen 
Verpflichtungen gegenüber dem Ausland in Frage gestellt. Folglich könnte der Erfolg des 
gesamten Stabilisierungs- und Reformprogramms, zu dem sich Regierung und Zentralbank 
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verpflichtet haben, uiiterhöhlt werden, bevor überhaupt die erhofften positiven 
Zahlungsbilanzeffekte einträten (Belebung der Ausfuhren, Umkehrung der kurzfristigen 
Kapitalströme und Belebung der ausländischen Direktinvestititionen). 

Für 1995 rechnet der IWF im Rahmen der in Aussicht genommenen Bereitschafts- 
kreditvereinbarung, die die verstärkten Stabilisierungs- und Reformanstrengungen der 
Ukraine unterstützen soll, mit einer restlichen Finanzierungslücke (nach Berücksichtigung 
der Beiträge von IWF und Weltbank) von 3,5 Mrd. USD. Berücksichtigt man ferner die 
erwartete Umschuldung der Zahlungsrückstände gegenüber Rußland und Turkmenistan 
und eine Wiederauffullung der Reserven, dann wird der restliche Finanzbedarf für 1995 
auf etwa 1,5 Mrd. USD geschätzt. 

Hauptmerkmale des Darlehens 

Die Kommission schlägt vor, daß die Gemeinschaft der Ukraine ein 
Zahlungsbilanzdarlehen von 85 Mio. ECU mit einer Laufzeit von höchstens zehn Jahren 
zur Verfügung stellt. 

Die Hilfe würde auf der Grundlage des Abschlusses der STF- Vereinbarung ergänzend zu 
den von den internationalen Finanzinstitutionen aufgebrachten Mitteln gewährt und von 
folgenden Bedingungen abhängig gemacht: 

Regulierung der finanziellen Beziehungen der Ukraine zur Gemeinschaft; 

starkes Imgagcmcnt der ukrainischen Regierung zur Umsetzung des EU/G-7- 
Aktionsplans zür Stillegung von Tschernobyl; 

Zusicherungen, daß eine Bereitschaftskreditvereinbarung 2 wischen der Ukraine und 
dem IWF in Reichweite liegt; 

zufriedenstellende Verteilung der Lasten auf die großen Geberländer (insbesondere 
USA und Japan). 

Die Finanzhilfe würde in einer einzigen Tranche freigegeben, nachdem die Erfüllung der 
Bedingungen überprüft worden ist. Die vorgeschlagene Laufzeit des Darlehens (zehn 
Jahre) stimmt mit den mittelfristigen Zahlungsbilanzaussichten der Ukraine überein, deren 
Finanzbedarf in den nächsten Jahren aller Voraussicht nach sehr erheblich sein wird. 

Wie bei vergleichbaren Operationen zugunsten von Drittländern würde die Gemeinschaft 
die Mittel durch Anleihen am Markt mit einer Garantie aus dem Gemeinschaftshaushalt 
aulbringcn, die dann als Darlehen der (iemeinschalt an die Ukraine weitergereicht 
würden. Die Anleihe- und Darlehenstransaktionen wären vollkommen erfolgsneutral und 
ohne jedes kommerzielle Risiko für die Gemeinschaft. 

Entsprechend dem Garantiefondsmechanismus würde ein Beschluß, der Ukraine eine 
finanzielle Hilfe von bis zu 85 Mio. ECU zur Verfügung zu stellen, haushaltsmäßig die 
Einstellung einer Reserve von 12 Mio. ECU in den Fonds notwendig machen. 
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Auf der Grundlage einer korrekten Bewertung des restlichen Finanzbedarfs der Ukraine 
für 1995 und in Abhängigkeit von weiteren Zusagen der übrigen großen Geber könnte 
die Kommission in Erwägung ziehen, eine weitere Finanzliilfe für dieses Land 
vorzuschlagen. 
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Vorschlag für einen 
BESCHLUSS DES RATES 
über eine Finanzhilfe für die 

/ 

Ukraine 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION - 

gestützt auf den Vertrag zur Oründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere aul' 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission , der nach Anhörung des Währungsausschusses 
unterbreitet wurde, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments^, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Ukraine hat tiefgreifende politische und wirtschaftliche Reformen eingeleitet und 
unternimmt substantielle Anstrengungen zur Umsetzung eines marktwirtschaftlichen 
Modells. 

Die Ukraine und die Europäische Union haben eine Partnerschafts- und 
Kooperationsvereinbarung unterzeichnet, die 2 air Entwicklung einer uneingeschränkten 
Zusammenarbeit beitragen wird. 

Die Ukraine hat mit dem Internationalen Währungsfonds (IWF) ein umfassendes Bündel 
von Stabilisierungs- und Reformmaßnahmen vereinbart, die durch eine Ziehung im 
Rahmen der "Systemübergangsfazilität" des IWF unterstützt werden sollen; diese Fazilität 
ist vom IWF-Exekutivdirektorium am 26. Oktober 1994 gebilligt worden; derzeit finden 
zwischen der ukrainischen Regierung und dem IWF weitere Gespräche über ein 
makroökonohiisches Anpassungs- und Reformprogramm statt, das durch einen 
Bereitschaftskredit unterstützt werden soll. 

Die ukrainische Regierung hat um finanzielle Unterstützung der internationalen 
Finanzinstitutionen, der Gemeinschaft und anderer bilateraler Geber nachgesucht; über 
den geschätzten Finanzbetrag hinaus, der vom IWF und von der Weltbank aufgebracht 
werden könnte, sind während des restlichen Jahres 1994 sowie 1995 noch umfangreiche 
Finanzierungslücken zu schließen, um die Reserveposition der Ukraine zu stärken und 
die wirtschaftspolitischen Ziele, die den Reformmaßnahmen der Regierung zugrunde 
liegen, zu unterstützen. 
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Die ukrainische Regierung hat zugesagt, unverzüglich die Umsetzung des von der 
Europäischen Union und der G-7 unterstützen Aktionsplans für nukleare Sicherheit 
durchzuführen, mit dem IWF rasch zu einer Einigung über die 
Bereitschaftskreditvereinbarung zu gelsrngen und ihren Zahlungsverpflichtungen 
gegenüber der Gemeinschaft in vollem Umfang und rechtzeitig nachzukornmen. 

Die Gewährung eines langfristigen Darlehens der Gemeinschaft an die Ukraine ist eine 
angemessene Maßnahme zur Verringerung der finanziellen Verpflichtungen gegenüber 
dem Ausland sowie zur Stützung der Zahlungsbilanz und Stärkung der Reserveposition 
des Landes. 


Das Gemeinschaftsdarlchen sollte von der Kommission verwaltet werden. 

Der Vertrag sieht nur in Artikel 235 Befugnisse für den Erlaß dieses Beschlusses vor - 


BESCHLIESST: 


Artikel 1 


1 . Die Gemeinschaft stellt der Ukraine eine langfristige Darlehensfazilität mit einem 
Kapitalhöchstbetrag von 85 Mio. ECU und einer Laufzeit von bis zu 10 Jahren zur 
Verfügung, um eine tragbare Zahlungsbilanzsituation sicherzustellen und die 
Reserveposition des Landes zu stärken. 

2. Zu diesem Zweck wird die Kommission ermächtigt, im Namen der Europäischen 
Gemeinschaft die erforderlichen Mittel aufzunehmen, die der Ukraine als Darlehen 
zur Verfügung gestellt werden. 

• 

3. Die Kommission verwaltet das Darlehen in enger Absprache mit dem 
Währungsausschuß und im Einklang mit etwaigen Vereinbarungen zwischen dem 
IWF und der Ukraine. 


Artikel 2 

1. Die Kommission wird ermächtigt, mit den ukrainischen Behörden nach Anhörung 
des Währungsausschusses die wirtschaftspolitischen Auflagen auszuhandeln, an die 
das Darlehen geknüpft ist. Diese Auflagen müssen mit den in Artikel 1 Absatz 3 
genannten Vereinbarungen in Einklang stehen. 

2. Die Kommission überprüft in regelmäßigen Abständen in Zusammenarbeit mit dem 
Währungsausschuß und in enger Koordinierung mit dem IWF die 
Übereinstimmung der ukrainischen Wirtschaftspolitik mit den Darlehenszielen und 
die Einhaltung der Darlehensbcdingiingcn. 
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Artikel 3 

1. Das Darlehen wird der Ukraine in einer einzigen i'ranchc zur Verlügung gestellt, 
die vorbehaltlich der Bestimmungen von Artikel 2 so schnell wie möglich 
bereitgestellt wird. 

3. Die Mittel werden an die Nationalbank der Ukraine ausgezahlt. 

iVrtikel 4 

1. Die in Artikel l genannten Anleihe- und Darlehenstransaktionen werden mit der 
gleichen Wertstellung abgewickclt und dürfen für die Gemeinschaft weder eine 
Änderung der Fristen noch ein Wechsel- oder Zinsrisiko noch sonstige 
kommerzielle Risiken mit sich bringen. 

2. Auf Verlangen der Ukraine trägt die Kommission dafür Sorge, daß eine Klausel 
über vorzeitige Rückzahlung in die Darlehensbedingungen aufgenömmen und 
gegebenenfalls ausgeführt wird. 

3. Auf Ersuchen der Ukraine kann die Kommission, wenn die Umstände eine 
Verbesserung des Darlehenszinssatzes gestatten, ihre ursprünglichen Anleihen ganz 
oder teilweise refinanzieren oder die entsprechenden finanziellen Bedingungen neu 
festsetzen. Refinanzierungen oder Neufestsetzungen erfolgen nach Maßgabe von 
Absatz 1 und dürfen weder zur Verlängerung der durchschnittlichen Laufzeit der 
betreffenden Anleihen noch zur Erhöhung des zum jeweiligen Wechselkurs 
ausgedrückten, zum Zeitpunkt dieser Trcinsaktion noch geschuldeten Kapitalbetrags 
führen. 

4. Alle Kosten, die der Gemeinschaft durch den Abschluß und die Durchführung der 
in diesem Beschluß vorgesehenen Transaktion entstehen, gehen zu Lasten der 
Ukraine. 

5. Der Währungsausschuß wird mindestens einmal jährlich über die Abwicklung der 
in den Absätzen 2 und 3 genannten Transaktionen unterrichtet. 

Artikel 5 

Die Kommission erstattet dem Europäischen Parlament und dem Rat mindestens einmal 

jährlich Bericht über die Durchführung dieses Beschlusses und gibt eine Bewertung ab. 

Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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FINANZBOGEN 


1. Haushaltslinic 

Artikel (...) Garantie für ein Gemeinschaftsdarlehen an die Ukraine (durch einen 
Berichtigungs- und/oder Nachtragshaushalt zu schaffen). 

2. Bezug (Rechtsgrundlage) 

Artikel 235 des Vertrags 

3. Einstufung der Ausgaben 
Obligatorisch 

4. Beschreibung und Begründung der Maßnahme 

a) Beschreibung der Maßnahme 

Durch den I lau.shalls vermerk wird die 1 laiishallsgaranlie für das 
Gemeinschaftsdarlehen an die Ukraine abgedeckt, das zur 
Stützung der Zahlungsbilanz des Landes und zur Stärkung seiner 
Reserveposition dienen soll. 

b) Begründung der Maßnahme 

Die Tragfähigkeit der ukrainischen Zahlungsbilanz hängt in 
hohem Maße von externen Finanzhilfen aus offiziellen Quellen 
ab. 

5. Art der Ausgaben und Berechnungsweise 

a) Art der Ausgaben 

Garantie für ein Gemeinschaftsdarlehen an die Ukraine 

b) Berechnungsweise 

Es wird ein Vermerk z.E. vorgeschlagen, da sich Umfang und 
Zeitpunkt eines etwaigen Rückgriffs auf diese Haushaltslinie 
nicht im voraus bestimmen las.sen und da erwartet wird, daß die 
I laushaltsgurantie niehl in Anspruch genommen wird. 

6. Auswirkungen der Maßnahme auf die Interventionsmittel 
Nur im Falle einer effektiven Inanspruchnahme der Garantie 

7. Finanzierung der Interventionsausgaben 

Ausstattung der Haushaltslinie durch Übertragung, 
Wiederverwendung 2 nirückgezahlter Beträge (Artikel 27 
Absatz 3 der Haushaltsordnung von 1977) oder durch einen 
Berichtigungs- und/oder Nachtragshaushalt. 
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Um ihre Verpflichtungen zu erfüllen, kann die Kommission den 
Schuldendienst vorläufig aus Kassenmitteln leisten. In diesem 
Fall findet Artikel 12 der Ratsverordnung (FWG, Fiiratom) Nr. 

1 552/89 vom 29.5. 1 989 Anwendung. 
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Anhang 

FÜR DIE RÜCKSTELLUNGEN IM GARANTIEFONDS IM JAHR 1994 
BENÖTIGTE HAUSHALTSMITTEL UND RECHNERISCHE MARGE IM 
RAHMEN DER GARANTIERESERVE (IN MILLIONEN ECU) 


Transaktion 


Bcrcchnungsgrundlagc 


Proiektgebundene Hilfe 

EIB/KEG 

EIB/MED 

EIB/Entwicklungsländer LA 
EURATOM 

Finanzhilfen 
Republik Moldau 
Bulgarien 
Rumänien 
Algerien 

Slowakische Republik 
Ukraine 



im Garantiefonds' 

318“ 

765 

107 

211 

O 

O 

14 

197 

500' 

70 

127 

150 

21 

106 

45 

6 

100 

40* 

6 

94 

125 

18 

76 

200^ 

28 

48 

130‘ 

18 

30 

00 

12 

18 


Nach den im Gemeinsamen Standpunkt des Rates vom 13. September 1993 vereinbarten 
RQckstellungsregeln 

Reservebetrag für 1994 nach der finanziellen Vorausschau 

Einschließlich Beträge der geschätzten Auszahlungen von 1 993 und der Hilfsmaßnahmen für Zypern 
und Malta 

l■Jll.sclllicßlicll Hclrägc ilcr i;cscliill/,tcu Aii.s/.;ililmigcii von l‘W3 

Kommissionsvorschlag zur Aufstockung des 1992 beschlossenen Hilfsbetrages (1 10 Mio. ECU) 
Kommissionsvorschlag 
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Bericht der Abgeordneten Gisela Frick, Volker Kröning und Dr. Jürgen Warnke 


L Verfahrensablau! 

Der Vorschlag für einen Beschluß des Rates über eine 
weitere Finanzhilfe für Algerien wurde mit Druck- 
sacke 13/218 Nr. 17 gemäß § 93 der Geschäfts- 
ordnung des Deutschen Bundestages dem Finanz- 
ausschuß zur federführenden Beratung und dem 
Haushaltsausschuß zur Mitberatung überwiesen. Der 
Haushaltsausschuß hat sich mit der Vorlage am 
26. Januar imd am 16. Februar 1995 befaßt. Der 
Finanzausschuß hat sie am 8. März 1995 beraten. 

Der Vorschlag für einen Beschluß des Rates über eine 
Finanzhilfe für die Ukraine wurde mit Drucksache 
13/343 Nr. 2.8 gemäß § 93 der Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages dem Finanzausschuß zur 
federführenden Beratung und dem Haushaltsaus- 
schuß zur Mitberatung überwiesen. Der Haushalts- 
ausschuß hat sich mit der Vorlage am 26. Januar und 
am 16. Februar 1995 befaßt. Der federführende Fi- 
nanzausschuß hat die Vorlage am 8. März 1995 be- 
handelt. 

11. Inhalt der Vorschläge für einen Beschluß 
des Rates 

a) Beschluß des Rates über eine weitere Finanzhilfe 
für Algerien 

Auf Betreiben Frankreichs hatte die EU bereits 1991 
Algerien einen Zahlungsbilanzkredit von 400 Mio. 
ECU zugesagt imd zwischenzeitlich ausgezahlt. Der 
Rat hat am 22. Dezember 1994 auf Vorschlag der 
Kommission und nach positiver Stellungnahme des 
Europäischen Parlaments und des ECOFIN-Rates be- 
schlossen, Algerien ein weiteres mittelfristiges Dar- 
lehen von bis zu 200 Mio. ECU zu gewähren. Voraus- 
setzung hierfür ist, daß Algerien die mit dem IWF im 
Mai 1994 vereinbarten Wirtschaftsreformen erfolg- 
reich fortsetzt. Das Darlehen wird Algerien in zwei 
Teilbeträgen zur Verfügung gestellt. Die Auszahlung 
erfolgt jeweils nach Prüfung der wirtschaftspoliti- 
schen Fortschritte und nach Anhönmg des Wäh- 
rungsausschusses. 

b) Beschluß des Rates über eine Finanzhilfe 
für die Ukraine 

Der Rat der Wirtschafts- und Finanzminister der EU 
hat auf Initiative der deutschen Präsidentschaft im 
Dezember 1994 einem Vorschlag der Europäischen 
Kommission zugestimmt, mit dem der Ukraine eine 
erste Zahlungsbilanzhilfe im Umfang von höchstens 
85 Mio. ECU und einer Laufzeit von bis zu zehn Jah- 
ren gewährt wird. Voraussetzung für die Gewährung 
des Darlehens ist, daß die ukrainischen Behörden mit 
dem IWF ein Bereitschaftskreditprogramm verein- 
baren und sich aktiv an der Umsetzung des EU/G7- 
Aktionsplans zur schnellen Stillegung des Kernkraft- 
werks Tschernobyl beteiligen. 


IIL Stellungnahme der Bunderegierung 

a) Beschluß des Rates über eine weitere Finanzhilfe 
für Algerien 

Die Bundesregierung hat bei den Verhandlimgen 
über die EU-Zahlungsbilanzhilfe für Algerien eine 
sehr reservierte Haltung eingenommen: Sie verweist 
darauf, es bestehe Einvernehmen in der EU, daß 
Zahlungsbilanzhilfen der EU nur in Ausnahmefällen 
und vor allem zugunsten der europäischen Länder 
Mittel- und Osteuropas und europäischer Staaten der 
ehemaligen Sowjetunion zu gewähren seien. Zumin- 
dest dürfe kein außereuropäisches Land besserge- 
stellt werden als zu Europa gehörende Länder. Dar- 
über hinaus sei zweifelhaft, ob Algerien die Kriterien 
erfülle, an die die Gewährung von EU- Finanzhilfen 
geknüpft sei. Eine wichtige Voraussetzung für die 
Gewährung einer Finanzhilfe an ein außereuropäi- 
sches Drittland sei nämlich das VorMegen einer spe- 
zifischen europäischen Interessenlage, die hier nicht 
gegeben sei. Schließlich sei aufgrund der politischen 
Lage in Algerien eine EU-Finanzhilfe zum gegen- 
wärtigen Zeitpunkt mit hohen wirtschaftlichen Risi- 
ken verbunden. Die Bundesregienmg hat ihre Be- 
denken letztlich zugunsten einer Kompromißlösung 
zurückgestellt, um damit die Zustimmimg anderer 
EU-Länder zu dem vorrangig angestrebten EU-Kre- 
dit an die Ukraine zu ermöglichen. 

b) Vorschlag für einen Beschluß des Rates 
über eine Finanzhilfe für die Ukraine 

Die Bimdesregierung ist der Ansicht, EU- Zahlimgs- 
beüiilfen sollten vor allem zugunsten der europäi- 
schen Länder Mittel- und Osteuropas imd europäi- 
scher Staaten der ehemaligen Sowjetunion gewährt 
werden. Sie vertritt weiter die Auffassung, mit der 
Gewährung der Zahlungsbüanzhilfe zugunsten der 
Ukraine werde ein wichtiges politisches Signal zur 
Unterstützung des ersten und entscheidenden Re- 
formschrittes in der Ukraine, der im europäischen In- 
teresse liege, gesetzt. 

IV. Voten des Haushaltsausschusses 

a) Vorschlag für einen Beschluß des Rates 
über eine Finanzhilfe für Algerien 

Mit Votum vom 9. Februar 1995 hat der Haushalts- 
ausschuß nach Vorberatung durch seinen Unteraus- 
schuß zu Fragen der Europäischen Union einver- 
nehmlich beschlossen, die Beratung wegen ihrer 
grundsätzlichen Bedeutung bis zur Vorlage der von 
der Bundesregierung geforderten Berichte zurückzu- 
stellen. Mit Votum vom 16. Februar 1995 hat der 
Haushaltsausschuß einvemehmlich beschlossen, 
dem federführenden Finanzausschuß zu empfehlen, 
die Vorlage zur Kenntnis zu nehmen. 
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b) Vorschlag für einen Beschluß des Rates 
über eine Finanzhilfe für die Ukraine 

Mit Votum vom 26. Januar 1995 hat der Haushalts- 
ausschuß nach Vorberatung durch seinen Unteraus- 
schuß zu Fragen der Europäischen Union einver- 
nehmlich beschlossen, die Beratung wegen ihrer 
gnmdsätzlichen Bedeutung bis zur Vorlage der von 
der Bundesregierung geforderten Berichte zurückzu- 
stellen. Mit Votum vom 16. Februar 1995 hat der 
Haushaltsausschuß nach Vorberatung durch seinen 
Unterausschuß zu Fragen der Europäischen Union 
einvemehmlich beschlossen, dem federführenden Fi- 
nanzausschuß zu empfehlen, die Vorlage zur Kennt- 
nis zu nehmen. 


V. Ausschußempfehlung 

Bei der Berahmg der auf einer Kompromißlösung be- 
ruhenden Beschlußvorschläge im federführenden Fi- 
nanzausschuß bestand Einigkeit darüber, daß diese 
einer isolierten Betrachtungsweise nicht zugänglich 
seien. Aus diesem Gnmde stellte der Ausschuß eben- 
so wie die Bundesregierung Bedenken gegenüber 
dem Vorschlag für einen Beschluß des Rates über 
eine weitere Finanzhilfe der EU für Algerien zurück, 
um die Zustimmung anderer EU-Länder zu einem 
vorrangig angestrebten EU-Kredit an die Ukraine zu 
ermöglichen. Dieser stelle ein wichtiges Signal zur 
Unterstützung des Reformprogramms und der Re- 
formkräfte dar. Ohne die Finanzhilfe der EU sei näm- 
lich die Finanzierung des ersten und entscheidenden 
Reformschrittes nicht sichergestellt und die Aussicht 
auf das Erreichen der gesteckten wirtschaftlichen Re- 
formziele gefährdet. Zwar habe die EU in der Ver- 
gangenheit in Einzelfällen Zahlungsbilanzhilfen an 
Drittländer wie die Staaten Mittel- und Osteuropas, 
einzelne Mittelmeerländer (u. a, Algerien) und ein- 
zelne Staaten der früheren Sowjetunion gewährt, je- 
doch sei hervorzuheben, daß diese Hüfe auf Ausn^- 
mefälle beschränkt sei, da die EU keine internatio- 
nale Finanzinstitution sei. 


Künftig sollten aufgnmd der stark begrenzten EU- 
Haushaltsmittel die ursprünglich vorgesehenen Kri- 
terien für die Gewährung von EU-Zahlungsbeihilfen 
stärkere Beachtung finden. Hierbei handele es sich 
um: 

- Beschränkung von EU-Zahlungsbüanzhilfen auf 
Ausnahmefälle, 

- spezifische, europäische Interessenlage, 

- Unterstützung eines ehrgeizigen wirtschaftlichen 
Reformprogramms (IWF), 

- angemessene Lastenverteilung. 

Nur im Fall der Beachtung der genannten restrikti- 
ven Kriterien und der damit verbundenen ablehnen- 
den Haltung gegenüber weiteren Finanzhilfen an au- 
ßereuropäische Länder werde eine sinnvolle EU-Mit- 
telvergabe gewährleistet. Demgebenüber wurde von 
einem Vertreter der Fraktion der SPD die Auffassung 
vertreten, daß die Gewährung einer Zahlungsbilanz - 
hüfe an außereuropäische Länder nicht von vornher- 
ein ablehnungs würdig sei. ^delmehr könne damit 
insbesondere bei Ländern, deren Regienmgen - wie 
im Falle Algeriens - nicht demokratisch legitimiert 
seien, eine präventive Sicherheitspolitik betrieben 
werden. 

Im Rahmen einer Gesamtwürdigung kam der Aus- 
schuß mehrheitlich überein, die Bundesregierung zu 
bitten, bei der künftigen Ausgestaltung von EU-Fi- 
nanzhilfen an Drittländer auf eine angemessene Aus- 
gewogenheit zwischen Hüfen für Mittelmeerländer 
und den Staaten Mittel- und Osteuropas zu achten. 
Dabei sollten europäische Länder, insbesondere die, 
bei denen die Perspektive eines EU-Beitritts besteht, 
gnmdsätzlich Vorrang haben. 

Die Annahme der Beschlußempfehlung erfolgte mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen und denen 
der Fraktion der SPD gegen die Stimme der Gruppe 
der PDS bei zwei Enthaltungen aus den Reihen der 
Fraktion der SPD und Abwesenheit der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 


Bonn, den 8. März 1995 


Gisela Frick 
Berichterstatterin 


Volker König 

Berichterstatter 


Dr. Jürgen Wamke 

Berichterstatter 




Druck: Bonner Universltäts-Buchdruckerei, 531 1 3 Bonn 

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon: 02 28/3 82 08 40, Telefax: 02 28/3 82 08 44 

ISSN 0722-8333 


